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NACHRICHTEN

Orban verteidigt
Anti-Soros-Kampagne
Budapest. Ungarns Ministerpräsi-
dent Viktor Orban hat in der Kam-
pagne seiner Regierung gegen den
US-Mäzen George Soros Antise-
mitismus-Vorwürfe zurückgewie-
sen. Soros sei für die massenhafte
»illegale Migration« aus dem Na-
hen Osten verantwortlich und ge-
fährde damit die Sicherheit Un-
garns. Jeder, der dies tue – »un-
geachtet seiner Herkunft, Religi-
onszugehörigkeit oder seines Ver-
mögens« – habe mit politischen
und rechtlichen Gegenmaßnah-
men Budapests zu rechnen,
schrieb Orban an den Präsidenten
des Verbandes Jüdischer Gemein-
den in Ungarn, Andras Heisler.
»Der Milliardenspekulant George
Soros« habe »unzählige Male klar-
gemacht«, dass er Millionen Mig-
ranten in Europa »ansiedeln«?
wolle. Kurz nach Orbans Stellung-
nahme schloss sich die israelische
Botschaft in Ungarn der Kritik der
jüdischen Gemeinden an. Die
Kampagne gegen Soros »ruft nicht
nur traurige Erinnerungen wach,
sondern schürt auch Hass und
Angst«, schrieb Botschafter Yossi
Amrani bei Facebook. Seit Tagen
prangen in ganz Ungarn große
Plakate der Regierung, die einen
lächelnden Soros darstellen, mit
dem Text: »Lassen wir nicht zu,
dass Soros als Letzter lacht«. Un-
ter demselben Slogan laufen auch
Werbespots im staatlichen Fern-
sehen und Rundfunk. dpa/nd

Mehr als 60 Anhänger
Nawalnys festgenommen
Moskau. Die russische Polizei hat
nach Angaben von Aktivisten
mindestens 66 Anhänger von
Kreml-Kritiker Alexej Nawalny
festgenommen. Allein 35 Perso-
nen seien in Moskau festgenom-
men worden, als sie Wahlwer-
bung für Nawalny verteilten, er-
klärte die Organisation OVD-Info
am Samstag. Der Kritiker von Prä-
sident Wladimir Putin war am
Freitag nach 25Tagen aus derHaft
entlassen worden. Die Anhänger
Nawalnys verteilten das Material
in mehreren russischen Städten an
Metro-Ausgängen und auf Stra-
ßen. Erkennbar waren sie durch
rote Ballons, auf denen »Nawalny
2018« stand. Der Putin-Gegner
will bei der Präsidentschaftswahl
im März 2018 gegen den Staats-
chef antreten. Nawalny war im
Juni zu 25 Tagen Haft verurteilt
worden, weil er zu landesweiten
Protesten gegen Korruption auf-
gerufen hatte. AFP/nd

Kranker Walesa sagt
Teilnahme an Protest ab
Warschau. Friedensnobelpreis-
träger Lech Walesa hat seine Teil-
nahme an einer Demonstration
gegen die polnische Regierung an
diesem Montag aus gesundheitli-
chen Gründen abgesagt. Er habe
sich wegen zur Untersuchung in
ein Krankenhaus in Danzig bege-
ben, sagte der 73-Jährige am
Samstag der Nachrichten-Website
Trojmiasto.wyborcza.pl. Er leide
unter sehr hohem Blutdruck und
sei gleich dort behalten worden.
Der frühere polnische Präsident
hatte angekündigt, an einer mo-
natlich stattfindenden Demonst-
ration gegen die nationalkonser-
vative Regierung in Warschau
teilzunehmen. Die Demonstration
richtet sich gegen eine parallel
stattfindende Kundgebung von
Regierungsanhängern zum Ge-
denken an den 2010 bei einem
Flugzeugabsturz ums Leben ge-
kommenen damaligen Präsiden-
ten Lech Kaczynski. AFP/nd

Paris: Sozialisten mit
neuem Führungsgremium
Paris. Nach ihrem Debakel bei den
Präsidentschafts- und Parla-
mentswahlen wird Frankreichs
sozialistische Partei nicht mehr
von einem Generalsekretär, son-
dern von einem 28-köpfigen Füh-
rungsgremium geleitet. Der Kern
dieses Leitungsteams soll aus 16
Mitgliedern – acht Frauen und
acht Männer – bestehen, wie die
Partei am Samstag bei ihrem Par-
teitag beschloss. AFP/nd

Gestrandet im Niemandsland
Flüchtlinge aus dem Norden werden immer wieder zum Streitpunkt in den innerkoreanischen Beziehungen

Zwischen 1000 und 2000 Nordko-
reaner wählen jährlich den Weg
über China und andere Drittländer
nach Südkorea. Dort erwartet sie
angesichts von Diskriminierungen
undErwerbslosigkeit ein hartes Los.

Von Peter Kirschey

Seit zwei Monaten ist der südkorea-
nische Präsident Moon Jae-in im Amt,
nachdem er die vorgezogenen Neu-
wahlen überzeugend gewonnen hat.
Doch dem erklärten Ziel nach besse-
ren Beziehungen zum nördlichen
Nachbarn ist er kaum ein Stück nä-
her gekommen. Zwar überschütten
ihn die nordkoreanischen Medien
nicht mit Beleidigungen wie seine
Vorgängerin Park GeunHye, doch das
Eis ist keineswegs gebrochen.
Erst in der vergangenenWoche hat

das nordkoreanische Notmaßnahme-
komitee für die Rettung entführter
Bürger als Vorbedingung für neue
Treffen von getrennten Familien die
Rückführung von 13 Nordkoreanern
gefordert, die jetzt im Süden leben.
Dabei geht es um zwölf Mitarbeite-
rinnen eines nordkoreanischen Res-
taurants im chinesischen Ningbo, die
im letzten Jahr nach Südkorea ka-
men. Und um eine Frau, Kim Ryon
Hui, die 2011 über China in den Sü-
den floh, nach eigenen Angaben wie-
der zurück in den Norden will. »Der
ungerechte Zwangsaufenthalt unse-
rer Bürgerinnen ist eine inhumane
Untat, die den bösartigen antinatio-
nalen und unmenschlichen Verbre-
chen der Verräterclique um Park
Geun Hye folgt, und ein Verbrechen

gegenMenschenrechte, das auch dem
Maßstab und den Prinzipien für Men-
schenrechte widerspricht«, erklärte
das nordkoreanische »Notmaßnah-
mekomitee«.
Beide Koreas befinden sich in der

Alleinvertretungsfalle, beide bean-
spruchen, für alle Koreaner in Nord
und Süd zu sprechen. Nordkorea
zählt auch die in Japan lebenden Ko-
reaner zu seinem Reich. Somit ver-
bietet sich eine Auslieferung an den
jeweils offiziell nicht existierenden
anderen Staat. Beide Staaten befin-
den sich noch immer im Kriegszu-
stand, der durch den Waffenstill-
stand von 1953 nur ausgesetzt ist.
Kim Ryon Hui kam nach ihrenWor-

ten 2011 nach China zu einem Fami-
lienangehörigen und wollte sich dort
medizinisch behandeln lassen. Nach-
dem die Kosten ihre Möglichkeiten
überschritten hatten, entschloss sie
sich, mit ihrem Verwandten nach Süd-
korea zu fliehen, um dort Geld für die
Behandlung zu verdienen.
Die zwölf Frauen waren mit ihrem

Restaurantmanager am 7. April 2016
in Südkorea eingetroffen. Sie haben
bisher keine Äußerungen von sich ge-
geben, wieder in das Reich von Kim
Jong Un zurückkehren zu wollen.
Nordkorea betreibt im Ausland, vor
allem in China, etwa 130 staatliche
Restaurants als Devisenquelle. Es ist
anzunehmen, dass der südkoreani-
sche Geheimdienst und in Südkorea
ansässige Organisationen den im
Ausland arbeitenden Nordkoreanern
»behilflich« sind, ihrer Heimat den
Rücken zu kehren.Wer sich zur Flucht
entschließt, bricht alle Brücken hin-

ter sich ab, nimmt Repressalien für
Angehörige im Norden in Kauf.
Im Süden werden alle Flüchtlinge

nach ihrer Ankunft einer scharfen
Kontrolle unterzogen, denn es
herrscht panische Angst, sich einen
nordkoreanischen Agenten in den
Pelz zu setzen. Hat ein Flüchtling Ge-
heimdienstbefragungen und mehr-
monatige Quarantäne überstanden,
bekommt er automatisch einen süd-
koreanischen Pass und wird mit ei-
nem durchaus attraktiven Über-
gangsgeld ausgestattet.

Nordflüchtlinge mit für Südkorea
wichtigen Informationen werden zu-
sätzlich belohnt. Sind sie dann in den
südkoreanischen Alltag entlassen,
kommen viele nicht klar mit ihrem
neuen Leben in einer anderen Welt.
So groß sind die gesellschaftlichen
Unterschiede zwischen Nord und
Süd, dass nicht wenige den Wunsch
äußern, wieder zurück in ihre ver-
traute Welt zu kehren. Allein die
Angst vor harten Strafen hält sie ab,
eine Rückkehr ernsthaft zu betrei-
ben. Und so leben sie gestrandet in ei-
ner fremden Gesellschaft, oft diskri-

miniert und in latenter Erwerbslo-
sigkeit.
Zwischen 1000 und 2000 Über-

läufer werden jährlich registriert, die
vor allem denWeg über China und an-
dere Drittländer in Südostasien wäh-
len. Die 250 Kilometer lange und vier
Kilometer breite entmilitarisierte Zo-
ne zwischen Nord und Süd zu pas-
sieren, ist nahezu unmöglich. Die
Mehrheit der Flüchtlinge sind Frauen.
Pjöngjang reagiert ausgesprochen

allergisch auf das Flüchtlingsthema.
Nach eigenem Propagandaverständ-
nis ist Nordkorea das schönste und le-
benswerteste Land der Welt mit ei-
nem gesegneten Führer an der Spit-
ze. Kein Bürger würde freiwillig auf
die Idee kommen, dieses Paradies zu
verlassen. Also müssen finstere
Mächte aus dem Süden dahinterste-
hen. In der offiziellen nordkoreani-
schen Propaganda existiert die Prob-
lematik nicht, da ist nur von Entfüh-
rungen die Rede, denen nordkorea-
nische Staatsbürger zum Opfer ge-
fallen sind. So auch im Falle der 13
nordkoreanischen Frauen, die ir-
gendwo im Süden untergetaucht sind
und nach demWillen des Nordens so-
fort ausgeliefert werden müssen.
In einer Frage funktioniert der Per-

sonenaustausch zwischen Nord und
Süd geräuschlos. Immer wieder mal
werden nordkoreanische Fischer in
ihren altersschwachen Booten im Ja-
panischen Meer in südkoreanische
Hoheitsgewässer abgetrieben. Wer-
den sie vom südkoreanischen Küs-
tenschutz aufgegriffen, werden sie
relativ problemlos wieder zurück in
ihre Heimat geschickt.

Nach eigenem Propa-
gandaverständnis ist
Nordkorea das schönste
und lebenswerteste
Land der Welt mit ei-
nem gesegneten Führer
an der Spitze.

Kernwaffen völkerrechtlich ächten
UN-Staatenmehrheit verabschiedete in New York historischen Verbotsvertrag
Historischer Beschluss in New York:
122 Staaten stimmten einem Ver-
trag zum Verbot der Kernwaffen zu.
Das Abkommen soll den Druck auf
die Besitzerstaaten erhöhen.

Von Hubert Thielicke

Während am Wochenende die Bilder
vom Hamburger G20-Gipfel um die
Welt gingen, blieb ein gleichzeitiges
Ereignis in den Medien weitgehend
unbeachtet: Im New Yorker UN-
Hauptquartier stimmten 122 Staaten
einem »Vertrag über das Verbot von
Kernwaffen« zu. Nur die Niederlande
als einziger an den Verhandlungen
teilnehmender NATO-Staat – das
Parlament hatte die Regierung zur
Teilnahme verpflichtet – stimmten
dagegen. Neben der Konferenzpräsi-
dentin, der costa-ricanischen UN-
Botschafterin Elayne G. Whyte Gó-
mez, spielten die Initiatoren der Ver-
handlungen eine wichtige Rolle: Ös-
terreich, Irland, Südafrika, Nigeria,
Brasilien und Mexiko. Das Abkom-
men soll zu Beginn der UN-General-

versammlung im September in An-
wesenheit der Außenminister feier-
lich zur Unterzeichnung freigegeben
werden. Für sein Inkrafttreten ist die
Ratifizierung durch 50 Staaten nötig.
Der Vertrag beinhaltet ein umfas-

sendes Verbot – von der Entwick-
lung, Erprobung, Herstellung und
dem sonstigen Erwerb von Kernwaf-
fen bis hin zur Verpflichtung, diese
weder anzuwenden noch mit ihrer
Anwendung zu drohen. Der zu Be-
ginn der Tagung Mitte Juni vorlie-
gende Vertragsentwurf war im Laufe
langwieriger Verhandlungen wesent-
lich überarbeitet worden. Dabei ging
es vor allem um Verfahren zur Ver-
nichtung der Kernwaffen unter ent-
sprechender Kontrolle für den Fall des
Beitritts der Besitzerstaaten.
Das mag heute noch utopisch klin-

gen. Die neun Kernwaffenstaaten
waren in New York jedenfalls nicht
dabei. Umgehend betonten die UN-
Botschafter der USA, Großbritanni-
ens und Frankreichs in einer gemein-
samen Erklärung, ihre Staaten beab-
sichtigten nicht, jemals dem Vertrag

beizutreten. Denn, so ihre Begrün-
dung, er sei unvereinbar mit der Po-
litik der nuklearen Abschreckung.
Weder die Verhandlungsteilneh-

mer noch die sie unterstützenden
NGOs sind allerdings so blauäugig,
einen baldigen Anschluss der Kern-
waffenbesitzer zu erwarten. Sie wol-
len vielmehr den öffentlichen Druck
in Richtung nuklearer Abrüstung er-
höhen. Der Vertrag sei ein Durch-
bruch, da er eine völkerrechtliche Lü-
cke schließe, die trotz Ende des Kal-
ten Krieges klaffte, so jedenfalls Sa-
scha Hach vom deutschen Zweig der
Internationalen Kampagne zur Ab-
schaffung von Atomwaffen (ICAN).
Natürlich werde das Abkommen

nicht sofort zur Eliminierung der
Kernwaffen führen, könnte sie aber
langfristig für nicht rechtmäßig er-
klären und die politisch-rechtliche
Norm gegen ihre Anwendung stär-
ken, wie Daryl G. Kimball, Exekutiv-
direktor der Washingtoner Arms
Control Association, erklärte.
Der Schritt ist gerade jetzt von gro-

ßer Bedeutung, da die Welt an der

Schwelle eines neuen nuklearen
Wettrüstens steht; allein die USA pla-
nen, in den nächsten drei Jahrzehn-
ten mehr als eine Billion Dollar für
Kernwaffen auszugeben. Für die
Bundesregierung, die die Verhand-
lungen boykottierte, hat das Ver-
tragswerk allerdings noch zwei be-
sondere Implikationen. So verpflich-
ten sich die Teilnehmerstaaten, für
den raschen Abzug auf ihrem Terri-
torium stationierter Atomwaffen zu
sorgen. Das stärkt hierzulande jeden-
falls alle, die den Abzug der in Bü-
chel (Rheinland-Pfalz) lagernden US-
Atombomben fordern.
Es geht aber auch um einen neuen

Aspekt: Seit der Wahl Donald Trumps
zum US-Präsidenten wird in NATO-
Kreisen wieder eine »gemeinsame
europäische nukleare Abschreckung«
diskutiert. Eine solche Forderung
stellte im Herbst vorigen Jahres der
CDU-Bundestagsabgeordnete und
frühere Bundeswehroffizier Roderich
Kiesewetter. Er initiierte eine Studie
der Wissenschaftlichen Dienste des
Bundestages zur »Ko-Finanzierung

ausländischer Nuklearwaffenpoten-
tiale», die im Mai vorgelegt wurde, in
der Öffentlichkeit aber bisher weit-
gehend unbeachtet blieb. Die »Ko-Fi-
nanzierung« der britischen und fran-
zösischen Kernwaffen aus dem deut-
schen Verteidigungshaushalt sei
rechtlich möglich, so die Studie.
Demgegenüber sieht der Ächtungs-
vertrag ausdrücklich die Verpflich-
tung vor, niemanden bei verbotenen
Aktivitäten zu unterstützen, ergo
auch nicht nukleare Programme von
Kernwaffenstaaten zu finanzieren.
Gewiss, der Vertrag steht zunächst

im Schatten des Hamburger G20-
Gipfels. Eines Tages könnte sich aber
erweisen, dass er ein Meilenstein ist
im Kampf um eine von Kernwaffen
freie Welt.
Die Menschen jedenfalls haben ih-

reWahl getroffen:Während sich nach
Meinungsumfragen 93 Prozent der
befragten Bundesbürger für ein Ver-
bot der Nuklearwaffen aussprachen,
hegten 75 Prozent nur sehr geringe
Erwartungen hinsichtlich des Ham-
burger Gipfels.

Protest gegen Kernwaffen in Biscarosse (Frankreich) Foto: AFP/Jean-Pierre Muller

López jetzt im
Hausarrest
Caracas: Oppositionsführer
nicht mehr im Gefängnis

Caracas. Nach mehr als drei Jah-
ren Haft ist Venezuelas Oppositi-
onsführer Leopoldo López in den
Hausarrest entlassen worden.
Grund dafür seien gesundheitli-
che Probleme von López, teilte der
Oberste Gerichtshof via Twitter
mit. Gerichtspräsident Maikel
Moreno sprach von einer »huma-
nitären Maßnahme«. Der 46-Jäh-
rige wird jetzt durch eine elekt-
ronische Fußfessel überwacht.
López war zu einer knapp 14-jäh-
rigen Haftstrafe wegen Verschwö-
rung und Anstiftung zu Straftaten
verurteilt worden. Er ist Gründer
der bürgerlichen Oppositionspar-
tei »Voluntad Popular«.
Die Präsidenten von Argenti-

nien, Brasilien und Mexiko, Mau-
ricio Macri, Michel Temer und En-
rique Peña Nieto, sowie der spa-
nische Ministerpräsident Mariano
Rajoy verlangten in einer gemein-
samen Erklärung die Freilassung
aller politischen Gefangenen so-
wie freie und demokratische
Wahlen in Venezuela. Der Gene-
ralsekretär der Organisation
Amerikanischer Staaten, Luis Al-
magro, betonte: »Der Hausarrest
für Leopoldo López ist nur der ers-
te Schritt. Wir fordern die Frei-
lassung aller politischen Gefan-
genen.« Laut Opposition gibt es
derzeit mehr als 400 politische
Gefangene. Für Sonntag (Orts-
zeit) kündigte die Opposition
Massenproteste unter dem Motto
»100 Tage Kampf« an. epd/nd


